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Nicht so eindeutig ist gegenwärtig die Rechtslage, wenn 
die Erfüllung einzelner Anliegerpflichten (z. B. die Räum- 
und Streupflicht) oder der Anliegerpflichten insgesamt 
durch Vereinbarung von der Mietergemeinschaft über­
nommen wurde. Unstreitig ist, daß Mieter, die ihren ver­
traglichen Verpflichtungen nicht nachgekommen sind und 
dadurch jemandem Schaden zugefügt haben, dem Geschä­
digten gegenüber materiell nicht verantwortlich sind, denn 
§117 Abs., 2 ZGB regelt nur ihre Ersatzpflicht gegenüber 
dem Vermieter. Hinsichtlich der wichtigen Frage, nach 
welcher rechtlichen Grundlage der Vermieter (Anlieger) 
schadenersatzpflichtig ist, besteht aber noch keine aus­
reichende Klarheit.22

Da sich solche Schadensfälle außerhalb von vertraglichen 
Beziehungen zwischen Anlieger und Geschädigten ereignen, 
könnte auch hier zunächst an eine Anwendung der §§ 330 ff. 
ZGB gedacht werden. Diese Bestimmungen sind aber für 
den Ersatzanspruch des Geschädigten eine verhältnismäßig 
schwache Grundlage, denn die Schädigung tritt regelmäßig 
nicht infolge fehlerhaften Verhaltens des Anliegers, son­
dern deshalb ein, weil die Mieter die zur Straßensäuberung 
erforderlichen Aktivitäten unterlassen haben. Da eine 
eigene Pflichtverletzung des Anliegers nicht vorliegt, würde 
der Schadenersatzanspruch des Geschädigten häufig nicht 
durchdringen. Daß der Anlieger seiner Pflicht zur sorg­
fältigen Auswahl und Kontrolle der Mieter schuldhaft 
verletzt hat, dürfte vor allem gegenüber den VEBs 
KWV/GW schwer nachzuweisen sein.

Um diesen Schwierigkeiten aus dem Wege zu gehen, 
sollte der Anlieger (Vermieter) auch für den vom Mieter 
schuldhaft herbeigeführten Schaden materiell einzustehen 
haben, und zwar auf der Grundlage einer analogen An­
wendung des § 82 Abs. 2 ZGB. Fehlt es an einer objektiven 
Voraussetzung der materiellen Verantwortlichkeit gemäß 
§ 330 ZGB (z. B. weil die Unterlassung des Mieters nicht 
kausal für den Schaden war) oder trifft den Mieter keine 
Schuld (i. S. von § 333 ZGB), dann besteht kein Schaden­
ersatzanspruch gegen den Anlieger.

Der an sich für Vertragsverhältnisse gültige § 82 Abs. 2 
ZGB sollte auch dann entsprechende Anwendung finden, 
wenn außerhalb von Wohnungsmietverhältnissen Stehende 
(z. B. Nachbarn, Bekannte) zur Erfüllung von Anlieger­
pflichten herangezogen wurden. Auch hier ist der Heran­
gezogene (der Schadensverursacher) nur seinem Auftrag­
geber gegenüber schadenersatzpflichtig. Diese Pflicht 
entsteht, wenn, der Auftraggeber dem Geschädigten Ersatz 
geleistet hat; sie richtet sich nach dem Charakter des zum 
Auftraggeber (Anlieger) bestehenden Rechtsverhältnisses 
(§§ 114 ff., 274 ff., 162 ff. i. V. m. §§ 93, 330 ff. ZGB).22

Das Gesagte sollte auch für die Fälle gelten, bei denen 
volkseigene oder andere Reinigungsbetriebe für die ört­
lichen Räte (als Anlieger) tätig werden und infolge Ver­
letzung der vertraglich übernommenen Pflicht zur Straßen­
säuberung anderen Betrieben oder Bürgern Schaden zuge­
fügt wird. Die Verantwortlichkeit des herangezogenen 
Betriebes ergibt sich aus den Bestimmungen des Vertrags­
gesetzes, wenn zwischen dem Rat der Stadt bzw. der 
Gemeinde und dem mit der Reinigung beauftragten Betrieb 
ein Wirtschaftsvertrag abgeschlossen wurde. 1 2
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